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Energiewende

Es gibt eine Reihe von Gründen, die 
dafür sprechen, die Schaffung eines 
europäischen Energiebinnenmarkts 
energisch voranzutreiben. In erster 
Linie kann ein solcher Energiebin-
nenmarkt maßgeblich dazu beitragen, 
die Wirtschaftlichkeit der Energiever-
sorgung zu gewährleisten. Entspre-
chende Spielregeln für freien Wettbe-
werb in Europa können den Handel 
mit Strom oder Gas befördern.

Nach dem idealtypischen Ver-
ständnis von Ökonomie führt dies zu 
mehr Anbietern in einem Binnen-
markt, mit freiem Handel, verbesser-
ten Dienstleistungen und marktba-
sierten Preisen. Europa hätte das Po-
tenzial, mit nahezu 500 Millionen 
Verbrauchern der weltgrößte Binnen-
markt für Strom und Gas zu werden.

Die europäische Energiepolitik be-
findet sich allerdings in einem Span-
nungsfeld zwischen nationalen Ener-
giestrategien und internationalen 
Entwicklungen. In den vergangenen 
Jahren ist einiges in Richtung eines 

Binnenmarkts unternommen wor-
den. Der Binnenmarkt für Strom und 
Gas war Gegenstand mehrfacher No-
vellierungen des europäischen Ord-
nungsrahmens. Eigentlich sollte das 
im Jahre 2009 verabschiedete „3. Eu-
ropäische Energiebinnenmarktpaket“ 
der letzte große Schritt sein. Doch in 
der Praxis zeigt sich, dass der Ener-
giebinnenmarkt fragmentiert bleibt. 
Die europäischen Staats- und Regie-
rungschefs haben zwar im Februar 
2011 nochmals bekundet, der Binnen-
markt solle bis 2014 vollendet sein. 
Doch zum Teil haben die Mitglied-
staaten die Brüsseler Vorgaben noch 
immer nicht umgesetzt, zum Teil er-
folgt diese Umsetzung derart halbher-
zig, dass nationale Märkte für Strom 
und Gas für Marktteilnehmer ver-
schlossen bleiben.

Hinzu kommt, dass sich die Um-
setzung der Regeln des 3. Binnen-
marktpakets nicht so ganz einfach ge-
staltet. Derzeit laufen noch Konsulta-
tionen über technische Einzelheiten 
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Energisch und mit einer Stimme
Warum wir eine marktorientierte europäische Energiepolitik brauchen
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Europa hat das Potenzial, der 
weltgrößte Binnenmarkt für 
Strom und Gas zu werden

der Strom- und Gasnetze zwischen 
den Marktteilnehmern, ihren Verbän-
den sowie den nationalen und europä-
ischen Regulierungsbehörden und der 
Europäischen Kommission. Und die 
Erstellung von Netzentwicklungsplä-
nen für das Strom- und Gasnetz zeigt, 
dass der Ordnungsrahmen für den 
Europäischen Energiebinnenmarkt 
auf den ersten Blick mehr an Staats-
wirtschaft erinnert. Dabei gilt in Eu-
ropa nach den Verträgen noch immer 
der Grundsatz einer offenen Markt-
wirtschaft mit freiem Wettbewerb.

Sauberer Wettbewerb

Nicht nur beim Energiebinnenmarkt 
kommt es auf Wirtschaftlichkeit und 
Wettbewerb an, auch die Umweltver-
träglichkeit der Energieversorgung 
kann nur marktbasiert und mit An-
reizen zur technischen Innovation 
erhöht werden. Die Ziele Klimaschutz 
und CO2-Reduktion können die EU-
Mitgliedstaaten nur gemeinsam 
schultern. Dabei darf sich Umwelt-
verträglichkeit aber nicht allein auf 
das Thema CO2-Reduktion beschrän-
ken. Wenn der Ordnungsrahmen Eu-
ropas zu dirigistisch wird, führt dies 
sowohl bei Unternehmen als auch 
Verbrauchern zu einem Akzeptanz-
problem. 

Handlungsbedarf besteht bei einer 
ganzen Reihe von Themen, beispiels-
weise beim EU-Emissionshandelssys-
tem EU-ETS: Eigentlich soll dieses 
System ein marktwirtschaftliches Ins-
trument sein, mit dem sich CO2-Emis-
sionen kostengünstig senken lassen. 
Hiermit will die EU das im Kyoto-
Protokoll festgelegte Klimaschutzziel 
einer Reduktion der CO2-Emissionen 
erreichen (um 8 Prozent von 2008–
2012 im Vergleich zu 1990). 

Das EU-ETS zeigt allerdings keine 
Marktanreize für klimaschützende 
Maßnahmen, und das hat etliche 
Gründe, von denen nur drei genannt 
werden sollen: die europaweite Re-
zession, der Ausbau Erneuerbarer 
Energien und die Diskussion um eine 
Begrenzung des Energieverbrauchs 
(Energieeffizienz).

Allein durch den Ausbau Erneuer-
barer Energien in Deutschland wird 
sich der Umfang vermiedener CO2-
Emissionen von 79 Millionen Tonnen 
im Jahr 2008 auf rund 202 Millionen 
Tonnen pro Jahr 
im Jahr 2020 erhö-
hen. Bei einem un-
terstellten linearen 
Anstieg der Ver-
meidung führt das zu insgesamt 1,8 
Milliarden Tonnen CO2-Vermeidungs-
leistung in der 3. Phase des EU-ETS 
2013–2020, das entspricht in etwa der 
vielerorts diskutierten „Überausstat-
tung“ des EU-ETS (Differenz zwi-
schen Zuteilung und echten Emissio-
nen). Die Konsequenz aus diesen Ef-
fekten kann nur sein, das EU-ETS 
grundlegend zu erneuern und syste-
matisch zu stärken.

Langfristig müssen Erneuerbare 
Energien – insbesondere bei einem 
funktionierenden EU-ETS – wettbe-
werbsfähig werden. Große Effizienz-
gewinne verspräche ein marktorien-
tierter Ansatz, wenn EU-weit koordi-
niert bzw. harmonisiert würde. Ein 
wichtiger Wegbereiter hierfür ist die 
Öffnung der nationalen Systeme für 
so genannte „Joint Projects“: Projek-
te, die in Mitgliedstaaten mit günsti-
gen Potenzialen für Erneuerbare 
Energien umgesetzt, aber von einem 
anderen Mitgliedstaat finanziert wer-
den. Dieser kann dann auch die Gut-
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Langfristig müssen die 
Erneuerbaren Energien 
wettbewerbsfähig werden

schrift Erneuerbarer Energien auf 
die nationale Zielerreichung anrech-
nen. So können Staaten mit weniger 
günstigen Potenzialen bei der Erfül-
lung ihrer Ausbauziele Kosten spa-
ren. Obwohl dieses Instrument seit 
2009 in der EU-Erneuerbaren-Richt-
linie vorgesehen ist, wurde es bisher 
nicht angewendet. 

Und dann ist da noch das Thema 
Energieeffizienz, eines der wichtigsten 
Gebiete, will man der globalen Erwär-
mung kosteneffizient begegnen. Hier 
bietet sich ein erhebliches Potenzial für 
neue kundenorientierte Dienstleistun-

gen – und damit 
für Unternehmen 
und Verbraucher. 
Im Grundsatz ist 
das auch das Ziel 

der Europäischen Energieeffizienz-
Richtlinie, auf die sich Kommission, 
Europäisches Parlament und Rat im 
Sommer 2012 geeinigt haben. Aller-
dings tendiert diese Richtlinie zu einer 
Überregulierung, was die Flexibilität 
bei der Schaffung neuer Energieeffizi-
enzinstrumente behindern könnte und 
bei den Unternehmen und den Mit-
gliedstaaten allein wegen entsprechen-
der Berichtspflichten zu erhöhten Ver-
waltungskosten führen wird.

Sicher versorgt?

In Deutschland wird Versorgungssi-
cherheit zumeist als Selbstverständ-
lichkeit angesehen. Das hat auch damit 
zu tun, dass große Blackouts bei der 
Stromversorgung wie in anderen Län-
dern hier bislang ausgeblieben sind. 
Auch bei der Erdgasversorgung konn-
te der Verbraucher auf kontinuierliche 
Belieferung setzen; Ereignisse wie der 
Konflikt beim Erdgas zwischen Russ-
land und der Ukraine Anfang 2009 

führten zumindest in Deutschland 
nicht zu Versorgungsengpässen. 

Für die Unternehmen in Deutsch-
land war die Sicherstellung der Strom- 
und Gasversorgung seit jeher Teil 
ihres Selbstverständnisses, das aller-
dings vor dem Hintergrund des euro-
päischen Ordnungsrahmens nur noch 
eingeschränkt aufrechterhalten wer-
den kann. So ist in Europa aufgrund 
der Regeln zur Entflechtung des Ener-
giehandels- und Netzgeschäfts im ge-
nannten 3. Europäischen Energiebin-
nenmarktpaket eine Integration ver-
schiedener Aktivitäten der so genann-
ten Wertschöpfungskette wie früher 
nicht mehr möglich. Da es verschiede-
ne Akteure gibt, auf der einen Seite 
Energiehändler und auf der anderen 
Seite Netzbetreiber, liegt die unter-
nehmerische Verantwortung zur Si-
cherstellung der Strom- und Gasver-
sorgung nicht mehr in einer Hand. 

Diese politisch gewünschte Tren-
nung der Rollen – die nach Vorstel-
lung der Kommission mehr Wettbe-
werb und sinkende Preise ermögli-
chen soll – führt in der Praxis zwangs-
läufig zu Synergieverlusten bei der 
Versorgungssicherheit. So wird etwa 
Erdgas nur in wenigen Staaten ge-
wonnen. Wichtige Produzentenstaa-
ten sind Russland und Algerien, in 
Westeuropa Norwegen, die Niederlan-
de, Dänemark und Großbritannien; 
erhebliche Erdgasreserven finden sich 
außerdem im kaspischen Raum und 
in Zentralasien. In Westeuropa sind 
die nachgewiesenen Erdgasreserven 
seit einigen Jahren rückläufig. 

Kurz gesagt ist Europa beim Erd-
gas mit einem Produzentenoligopol 
konfrontiert, und die Trennung von 
Energiehandels- und Netzgeschäft 
schwächt die Verhandlungsposition 
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der europäischen Erdgasgroßhändler 
gegenüber den Produzenten, die wie 
Russland einer solchen Trennung kri-
tisch gegenüberstehen. 

Das zeigt die strategische Kompo-
nente der Versorgungssicherheit für 
Europa. Das Thema kann sich nicht 
nur in Krisenvorsorge und Notfallpla-
nung erschöpfen. Es geht im Kern um 
die mittel- und langfristige Verfügbar-
keit von Energie in Europa. So erließ 
die EU-Kommission im Jahre 2010 
eine „Verordnung über Maßnahmen 
zur Gewährleistung der sicheren Erd-
gasversorgung“, in der sie die Erkennt-

nisse des Erdgaskonflikts zwischen 
Russland und der Ukraine Anfang 
2009 verarbeitete. Dabei stehen aller-
dings Maßnahmen des Krisen
managements etwa in Form von Prä-
ventiv- und Notfallplänen im Vorder-
grund. Doch Versorgungssicherheit 
beginnt nicht erst im Krisenfall. Die 
Fragen der Energieinteressen Europas 
sind bei perspektivisch knapperen 
Rohstoffen auch eine Frage der euro-
päischen Energieaußenpolitik. Eine 
Konsequenz hieraus könnte sein, Ver-
sorgungssicherheit durch aktive Res-
sourcenpolitik zu flankieren.

Anteil Erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch IP|11/12|12
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Es wäre irreführend, die 
Energiewende auf den 
Ausstieg Deutschlands aus 
der Kernkraft zu reduzieren

Mit der Energy Roadmap 2050 hat 
die EU-Kommission ein wichtiges 
Strategiedokument für die zukünftige 
europäische Energieversorgung vor-
gelegt. Ein wesentlicher Punkt darin 
ist das Thema Dekarbonisierung, also 
die Reduzierung fossiler Energieträ-
ger, ohne dabei Wettbewerbsfähigkeit 
und Versorgungssicherheit zu ver-
nachlässigen. Nun ist es natürlich 

heute schwer vor-
herzusagen, wie 
der Energiesektor 
im Jahre 2050 aus-
sehen wird. Rea-
listisch ist es, 

Schritt für Schritt vorzugehen, d.h. 
zunächst die EU-Energiestrategie für 
2020 im Blick zu behalten und die 
mittelfristigen Bedingungen und 
Ziele für 2030 zu definieren. Auch 
wenn der Energiemix der Zukunft 
grüner wird, muss die Politik bei die-
ser Entwicklung technologieoffen 
sein und die drei Ziele Wirtschaftlich-
keit, Umweltverträglichkeit und Ver-
sorgungssicherheit im Blick behalten. 
Das kann nur gelingen, wenn natio-
nale Energiestrategien einbezogen 
werden – vorausgesetzt, diese sind 
mit den übergeordneten europäischen 
Zielen in Einklang zu bringen.

Umfassendes Energiepaket

Der Umbau der Energieversorgung 
wird in der Bundesrepublik auf allen 
Ebenen diskutiert, das Thema betrifft 
die ganze Gesellschaft. Als Lebens-
ader der Volkswirtschaft ist eine kos-
teneffiziente, umweltverträgliche und 
sichere Energieversorgung unver-
zichtbar, gerade für ein rohstoffarmes 
Land wie Deutschland. Wenn wir ein 
wettbewerbsfähiger Industriestand-
ort bleiben wollen, muss auch die 

Energiepolitik eine Grundlage für 
Wachstum und Wohlstand bilden. 
Über die Instrumente hierfür wird 
heftig debattiert, und der energiepoli-
tische Ordnungsrahmen ist in den 
beiden vergangenen Jahren derart dy-
namisch verändert worden, dass die 
Übersicht verloren zu gehen droht.

Im September 2010 stellte die Bun-
desregierung zunächst ein Energie
konzept vor, das eine sichere und be-
zahlbare Energieversorgung zum Ziel 
hatte. Das Konzept beschreibt einen 
Entwicklungspfad bis 2050 mit fol-
genden Einzelzielen: Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen bis 2020 um 
40 und bis 2050 um mindestens 
80 Prozent; Ausbau der Erneuerbaren 
Energien als tragende Säule der Ener-
gieversorgung (Anteil von 80 Prozent 
bis 2050); Senkung des Primärener-
gieverbrauchs bis 2050 um 50 Prozent 
und des Stromverbrauchs um 25 Pro-
zent gegenüber 2008; Senkung des 
Endenergieverbrauchs im Verkehrs-
sektor bis 2050 um 40 Prozent gegen-
über 2005; Verdoppelung der Sanie-
rungsrate für Gebäude von 1 Prozent 
2010 auf 2 Prozent des gesamten Ge-
bäudebestands. 

Dass es nicht beim Energiekonzept 
2010 blieb, hatte mit der Katastrophe 
im japanischen Fukushima im März 
2011 zu tun – auch wenn es irrefüh-
rend wäre, die Energiewende auf den 
Ausstieg Deutschlands aus der Kern-
kraft bis 2022 zu reduzieren. Bis heute 
in Europa höchst umstritten sind die 
sofortige Einstellung des Betriebs von 
acht der 17 Kernkraftwerke sowie die 
schrittweise Abschaltung von neun 
verbleibenden Anlagen bis 2022. Die-
ser überraschende Kurswechsel mit 
einer Sofortabschaltung eines Drittels 
der Kernenergiekapazität hatte Aus-
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Die Energiewende wird ihre 
Ziele nur dann erreichen, 
wenn das Projekt besser 
koordiniert wird 

wirkungen auf die Stabilität der deut-
schen Netze, aber auch auf die der eu-
ropäischen Nachbarstaaten. So wird 
häufiger die Netzstabilität in Polen 
und Tschechien gefährdet, wenn 
Windstrom mangels eigener Leitun-
gen über die Gebiete dieser Nachbar-
staaten von Nord- nach Süddeutsch-
land transportiert werden muss. 

Im Zuge der Änderungen des deut-
schen Atomgesetzes beschloss der Ge-
setzgeber im Sommer 2011 ein umfas-
sendes Energiepaket mit etlichen Ge-
setzen und einer Verordnung: das 13. 
Gesetz zur Änderung des Atomgeset-
zes; das Gesetz zur Neuregelung des 
Rechtsrahmens für die Förderung der 
Stromerzeugung aus Erneuerbaren 
Energien und EEG-Erfahrungsbericht 
2011; das Gesetz zur Neuregelung 
energiewirtschaftlicher Vorschriften 
(im Kern die deutsche Umsetzung des 
3. Europäischen-Energiebinnenmarkt-
pakets); das Netzausbaubeschleuni-
gungsgesetz; das Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Errichtung eines Son-
dervermögens „Energie- und Klima-
fonds“; das Gesetz zur Stärkung der 
klimagerechten Entwicklung in den 
Städten und Gemeinden; und schließ-
lich die 4. Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über die Vergabe öf-
fentlicher Aufträge. Darüber hinaus 
verabschiedete das Kabinett ein Eck-
punktepapier zur Energieeffizienz 
sowie den Entwurf eines Gesetzes zur 
steuerlichen Förderung von energeti-
schen Sanierungsmaßnahmen an 
Wohngebäuden, der auf den Wider-
stand der Bundesländer traf.

Allein dieser knappe Überblick 
zeigt, wie viele Handlungsfelder und 
zum Teil miteinander im Widerstreit 
stehende Einzelinteressen im Rahmen 
der deutschen Energiewende berück-

sichtigt werden müssen, um eine Ak-
zeptanz bei Wirtschaft und Verbrau-
chern zu erreichen. Die Wirtschaft 
braucht verlässliche Rahmenbedingun-
gen für Investitionen, die Verbraucher 
erwarten bezahlbare Energiepreise.

Die Energiewende wird ihre Ziele 
nur dann erreichen, wenn das Projekt 
besser koordiniert 
wird. Viele Beob-
achter beklagen, 
dass trotz der Än-
derung des Ord-
nungsrahmens im 
Jahre 2011 eine klare Projektorganisa
tion der Energiewende fehle. Natür-
lich braucht der Umbau der Energie-
versorgung Zeit. Es ist unrealistisch, 
Investitionen in neue Kraftwerke, 
den Aufbau der notwendigen Netze, 
den Aufbau von Speichertechnolo
gien sowie die energetische Gebäu-
desanierung von heute auf morgen zu 
erwarten. 

So erklärt die Bundesregierung in 
ihren Dokumenten zur Energiewende 
selbst, dass sich einzelbetriebliche In-
vestitionsentscheidungen in einer 
Marktwirtschaft nicht politisch be-
stimmen lassen. Aber die mit dem 
Energiepaket beschlossenen gravie-
renden Änderungen des Ordnungs-
rahmens haben zum Teil schon getrof-
fene Investitionsentscheidungen ob-
solet gemacht, und sie bieten den Un-
ternehmen bislang zu wenige Anreize, 
um in die Energiewende zu investie-
ren. Unternehmen und Verbraucher 
werden mitmachen, wenn die Rah-
menbedingungen stimmen. 

Dazu aber erfordert die Umset-
zung der Energiewende mehr als das 
vorgesehene Monitoring. Ein dauer-
haftes Projekt dieser Größe bedarf 
einer dauerhaften ressortübergreifen-
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Autarkiebestrebungen in der 
Energiepolitik müssen der 
Vergangenheit angehören

den Koordinierung. Das gilt auch im 
Verhältnis zwischen Bund und Län-
dern. Es ist wenig hilfreich, wenn 
sich einzelne Bundesländer oder gar 
einzelne Kommunen eigene Energie- 
oder Klimakonzepte geben, die nicht 
mit denen der Bundesebene kompati-
bel sind. In einer Zeit, in der Europa 
auf allen anderen relevanten Gebie-
ten zusammenrückt, müssen Autar-
kiebestrebungen in der Energiepolitik 
der Vergangenheit angehören.

Die Wende als Chance für Europa

Deutschlands Energiewende kann ein 
nützlicher Beitrag für die europäische 
Energiepolitik sein, wenn sie Zu-
kunftsthemen wie Erneuerbare Ener-
gien und Energieeffizienz voran-
bringt. Der Ordnungsrahmen muss 
aber Innovationen Raum geben, und 
diese entstehen nur im Wettbewerb. 

Das wird gelingen, 
wenn Deutschland 
sich von dem An-
satz löst, die Ener-
giewende staats-

wirtschaftlich organisieren zu wollen, 
wie etwa über Subventionen für die 
Solartechnik oder über das nationale 
EEG-Fördersystem mit seinen ständi-
gen Anpassungen. 

Ein marktorientierter Ordnungs-
rahmen braucht konkrete, messbare 
Ziele, auch für den Erhalt wettbe-
werbsfähiger Arbeitsplätze, die sozia-
le Tragbarkeit der Kosten und die 
Versorgungssicherheit. Ein Export-
schlager wird die deutsche Energie-
wende nur dann, wenn sie europä-
isch gedacht und umgesetzt wird. 
Ohne Europa ist die deutsche Ener-
giewende gar nicht möglich. Auch der 
Ausbau Erneuerbarer Energien be-
darf europäischer Regeln. Deutsch-

land kann viel dazu beitragen, aber 
nur in Kooperation mit seinen euro-
päischen Partnern. Hierzu muss nati-
onales Denken in allen Mitgliedstaa-
ten überwunden werden. 

Ein Problem dabei ist, dass der am 
1. Dezember 2009 in Kraft getretene 
Vertrag von Lissabon zwar eine Norm 
für Energie enthält, diese aber keine 
schrankenlose originäre Energiepolitik 
der Union begründet. Es bleibt das 
Spannungsfeld zwischen gemeinsa-
men Regeln für die Union und Subsidi-
arität. Aber die Norm ist offen genug, 
um eine gemeinsame europäische 
Energiepolitik zu gestalten. Sie nennt 
die wichtigsten Ziele der Verwirkli-
chung des Binnenmarkts, die Gewähr-
leistung der Energieversorgungssicher-
heit, aber auch die Förderung von 
Energieeffizienz und Energieeinspa-
rungen sowie die Entwicklung neuer 
und erneuerbarer Energiequellen. 
Auch die zukünftigen Herausforderun-
gen in der Welt wird die Union nur mit 
einer gemeinsamen europäischen 
Energiepolitik meistern können.

Die Weltenergiemärkte sind derart 
dynamisch, dass Europa seine Ener-
gieinteressen auch gegenüber Dritt-
staaten klarer definieren muss. So hat 
China einen enormen Bedarf an Ener-
gie und verfolgt seine Interessen zur 
Erlangung der entsprechenden Res-
sourcen sehr aktiv, bis hin nach Afri-
ka und Südamerika. Weitere Treiber 
geostrategischer Entwicklungen etwa 
für die USA sind im Energiesektor das 
„Unconventional Gas“ und das Liquid 
Natural Gas („LNG“). Die „Uncon-
ventional Gas“-Entwicklung hat die 
Energieversorgung der USA langfris-
tig zu geringen Kosten gesichert und 
einen beschäftigungspolitischen Ef-
fekt ausgelöst, der den jüngsten wirt-
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Der weltweite Wettbewerb um 
Energieressourcen darf nicht 
durch unflexible Vorgaben 
eingeschränkt werden

schaftlichen Aufschwung der USA 
maßgeblich beflügelt. 

Es ist daher nicht überraschend, 
dass sich Industrie und Politik inten-
siv darum bemühen, dieser Art der 
Energiegewinnung in der internatio-
nalen Arena zum Erfolg zu verhelfen. 
Wenn die USA bis zum Jahr 2020 – 
und das ist realistisch – zum Expor-
teur von LNG aufsteigen, hätte dies im 
Zweifel spürbare Auswirkungen auf 
ihren Importbedarf an Öl und LNG 
aus dem Mittleren Osten, womit sich 
die eine oder andere außenpolitische 
Frage neu stellen könnte. Eines ist je-
denfalls gewiss: Die mittlerweile gro-
ßen Preisunterschiede bei Gas zwi-
schen den USA, Europa und Asien 
haben schon heute Konsequenzen für 
den europäischen Gasmarkt.

In der EU sind sich Industrie und 
Politik daher einig, dass Europa in 
der Energiepolitik mit „einer Stim-
me“ sprechen muss. Die europäischen 
Staats- und Regierungschefs haben 
auf ihrem Gipfel im Februar 2011 be-
schlossen, eine Strategie zu einer eu-
ropaweiten Energieaußenpolitik zu 
erarbeiten. Die Europäische Kommis-
sion hat das in einer Mitteilung im 
September 2011 bekräftigt. Das 
Thema muss aber noch stärker in den 
Fokus praktischen Handelns rücken.

Europa muss vermeiden, seinen 
Energiemarkt intern überzuregulie-
ren, während sich andere Staaten in 
der Welt Energiequellen und Ressour-
cen in dynamischen Märkten sichern. 
Vor dem Hintergrund dieser globalen 
Wirtschafts- und Rohstofftrends ist 
ein gesamteuropäischer Ansatz in der 
Energieaußenpolitik unverzichtbar. 
Die europäischen Kompetenzen in Sa-
chen Energiesysteme, Technologie 
und Erneuerbare Energien haben 

hohen Wert für Drittstaaten. Mit die-
sen Staaten lassen sich im Gegenzug 
Lieferbeziehungen auf- und ausbauen. 
Die Politik sollte 
angemessene Rah-
menbedingungen 
setzen, die Indust-
rie kann ihrerseits 
ihre Lieferbezie-
hungen mit Energieproduzenten und 
Investitionsentscheidungen eigenver-
antwortlich umsetzen. 

Der weltweite Wettbewerb um 
Energieressourcen darf nicht durch 
unflexible Vorgaben eingeschränkt 
werden. Kapitalintensive Projekte 
wie die Erschließung von Erdgasfel-
dern, der Bau von Pipelines oder auch 
der Bau von Offshore-Windparks er-
fordern einen Ordnungsrahmen, der 
Anreize für wirtschaftlich vernünfti-
ges Verhalten schafft oder bewahrt. 
Marktwirtschaftlichen Instrumenten 
ist der Vorzug vor staatlicher Len-
kung zu geben. Eine maßvolle Ord-
nungspolitik bleibt für die Zukunfts-
fähigkeit der europäischen Energie-
versorgung unverzichtbar.
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